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Drucksache V/857 


Der Bundesminister für Wirtschaft 
I B 6 - 26 23 60 


Bonn, den 30. Juli 1966 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr.: Förderung mittelständischer Gewerbetreibender 

hier: Erweiterung der Möglichkeiten für mittelstän- 
dische Gewerbetreibende, sich an den Beschaffun- 
gen der Bundesressorts und ihrer nachgeordneten 
Dienststellen zu beteiligen 

Bezug: Kleine Anfrage der Abgeordneten Wieninger, Wagner, 
Schlager, Schmidhuber, Lemmrich, Röhner, Ott, Gewandt, 
Burgemeister, Dr. Klepsch und der Fraktion der CDU/ 
CSU, der Abgeordneten Mertes, Dr. Staratzke und der 
Fraktion der FDP 
- Drucksache V/695 - 


Namens der Bundesregierung beantworte ich die Kleine An- 
frage wie folgt: 


I. 1. Wie hat sich die Vergaberegelung zur Förderung des Mittel- 
standes bewährt, die seit nunmehr einem Jahrzehnt im Bereich 
des Bundesministers der Verteidigung eingeführt ist? (Schreiben 
des Bundesministers für Wirtschaft vom 18. April 1956 - LWV 
211/56 und Erlaß des Bundesministers für Verteidigung vom 
14. Juli 1956 - X-924-04-3724/56). 

Der Bundesregierung sind - abgesehen von Beanstandungen, 
die sich jeweils auf ganz spezielle Vergabefälle beziehen - Be- 
schwerden des gewerblichen Mittelstandes über dessen unge- 
nügende Beteiligung an öffentlichen Aufträgen (Lieferaufträgen) 
nicht bekannt geworden. Die marktwirtschaftlichen Grundsätze 
der Bundesregierung, die besonders im öffentlichen Auftrags- 
wesen durch die Verpflichtung, den Bedarf auf Grund eines 
Wettbewerbs zu vergeben, zum Ausdruck kommen, haben den 
gewerblichen Mittelstand in zunehmendem Umfang an die für 
ihn geeigneten öffentlichen Aufträge herangeführt. 

Auch im Bereich der Beschaffungen des Bundesministers der 
Verteidigung konnte eine recht erhebliche Beteiligung des ge- 
werblichen Mittelstandes an den mittelstandsfähigen Aufträgen 
erreicht werden. Das Schreiben des Bundesministers für Wirt- 
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Schaft vom 18. April 1956 - L WV 211/56 - und der Erlaß des 
Bundesministers der Verteidigung vom 14. Juni 1956 - X-924- 
04-3724/56 - der im übrigen z. Z. überarbeitet wird - haben die 
mittelständische Beteiligung wesentlich gefördert. Die Beteili- 
gung des gewerblichen Mittelstandes ist jedoch nicht ausschließ- 
lich auf diese Regelung zurückzuführen. Neben dem im Erlaß 
niedergelegten formellen Verfahren, das auch nur für einen 
ganz bestimmten Teil der mittelständischen Gewerbetreibenden 
Anwendung findet, haben die Bemühungen der Vergabestellen 
sowie die steigende Wettbewerbsfähigkeit des gewerblichen 
Mittelstandes dessen erhebliche Beteiligung an den Verteidi- 
gungsaufträgen erreichen lassen. In den Jahren 1956 bis 1965 
sind durch das Bundesamt für Wehrtechnik und Beschaffung 
und durch die Wehrbereich- und Standortverwaltungen Auf- 
träge von insgesamt rd. 3,5 Mrd. DM an den gewerblichen Mit- 
telstand vergeben worden. Das bedeutet im Durchschnitt eine 
Beteiligung des Mittelstandes von rd. 30% an den für ihn 
geeigneten Beschaffungen. Dabei sind nicht berücksichtigt die 
Bauaufträge an mittlere und kleine Unternehmen sowie die 
sehr umfangreichen Zulieferungen, die von mittelständischen 
Unternehmen an Hauptauftragnehmer erbracht wurden, jedoch 
im einzelnen nicht nachgewiesen werden können. 


Falls sich diese Förderungsregelung dort bewährt hat, ist die 
Bundesregierung bereit, sie nunmehr auch bei den übrigen 
Bundesressorts und ihren nachgeordneten Dienststellen einzu- 
führen? 

Ist die Bundesregierung bereit, im Interesse einer weiteren För- 
derung des mittelständischen Gewerbes darauf hinzuwirken, 
diese Mittelstandsregelung auch bei den Betriebsverwaltungen 
des Bundes - wie der Deutschen Bundesbahn und Deutschen 
Bundespost - ferner auch bei den bundesunmittelbaren und 
bundesmittelbaren Körperschaften sowie bei allen wirtschaft- 
lichen Unternehmungen, an denen der Bund unmittelbar oder 
mittelbar beteiligt ist, einzuführen? 


Der Mittelstandserlaß des Bundesministers der Verteidigung 
sowie die Errichtung der Verbindungsstelle des Bundesmini- 
sters für Wirtschaft beim Bundesamt für Wehrtechnik und Be- 
schaffung waren zunächst im Zusammenhang mit dem Aufbau 
der Bundeswehr zu verstehen. Mit Rücksicht auf den Umfang 
dieser Aufträge wurde durch den Erlaß eine Möglichkeit ge- 
schaffen, für den Massenbedarf der Bundeswehr eine ange- 
messene Beteiligung des mittelständischen Gewerbes sicherzu- 
stellen. Das in dem Erlaß vorgesehene Verfahren eignet sich 
vor allem für große Beschaffungsmengen, die in Einzellose auf- 
geteilt werden können. Der Beschaffungsbedarf der anderen 
Bundesressorts bewegt sich dagegen in Größenordnungen, die 
dem Mittelstand auch ohne das im Erlaß vorgesehene Ver- 
fahren ohnehin eine Beteiligung ermöglichen. Diese Stellen ver- 
fügen außerdem über eine jahrelang eingespielte Vergabe- 
praxis, die schon immer die Belange der mittelständischen Ge- 
werbetreibenden berücksichtigt (siehe auch zu I. 3. Abs. 2). 
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Angesichts des Umfangs der Aufträge, die von den anderen 
ßundesressorts und deren nachgeordneten Dienststellen ver- 
geben werden, erscheint die im Erlaß vorgesehene Förderungs- 
regelung bei den anderen Bedarfsträgern nicht geeignet, eine 
noch stärkere Beteiligung der kleinen und mittleren Betriebe zu 
erreichen. 

Das gleiche gilt für eine Ausdehnung des Erlasses auf die Be- 
triebsverwaltungen des Bundes - wie der Deutschen Bundes- 
bahn und der Deutschen Bundespost - sowie auf die bundes- 
unmitteibaren und bundesmittelbaren Körperschaften als auch 
für alle wirtschaftlichen Unternehmungen, an denen der Bund 
unmittelbar oder mittelbar beteiligt ist. Zudem hat die Bundes- 
regierung nur beschränkte rechtliche Möglichkeiten, auf diese 
Körperschaften sowie auf wirtschaftliche Unternehmen Einfluß 
zu nehmen. 


2. Ist die Bundesregierung bereit, alljährlich dem Deutschen Bun- 
destag zum 1. Februar über den Vollzug der Förderungsregelung 
und ihre Ergebnisse zu berichten? 


Die Bundesregierung ist bereit, alljährlich dem Bundestag in 
den zuständigen Ausschüssen über die Ergebnisse der Förde- 
rungsregelung zu berichten. 


3. Wie haben sich beim Vollzug der Mittelstandsregelung die Ver- 
bindungsstelle des Bundesministers für Wirtschaft beim Bundes- 
amt für V/ehrtechnik und Beschaffung und die Landesauftrags- 
stellen (Beratungsstellen für das öffentliche Auftragswesen) 
bewährt? 


Die Verbindungsstelle des Bundesministers für Wirtschaft beim 
Bundesamt für Wehrtechnik und Beschaffung ist zu dem Zweck 
gegründet worden, sicherzustellen, daß der Verteidigungsbedarf 
in Übereinstimmung mit den wirtschaftspolitischen Grundsätzen 
der Bundesregierung gedeckt wird. Insbesondere soll sie durch 
Zusammenarbeit mit den Landesauftragsstellen die angemes- 
sene Beteiligung der Wirtschaft der Bundesländer (Streuung) 
unter besonderer Berücksichtigung der bevorzugten Bewerber 
(z. B. im Zonenrandgebiet) sowie der mittelständischen Betriebe 
sicherstellen. 

Die Verbindungsstelle des Bundesministeriums für Wirtschaft 
und die Landesauftragsstellen haben sich beim Vollzug der 
Vergaberegelung zur Förderung des Mittelstandes nach relativ 
kurzer Anlaufzeit gut bewährt. Für die Zusammenarbeit dieser 
Stellen kommt es hierbei auf eine möglichst schnelle und prä- 
zise gegenseitige Unterrichtung über Liefergegenstand und 
lieferbereite Firmen an. 


Ist es bei Ausdehnung der Mittelstandsregelung auf andere 
Ressorts zweckmäßig, weitere Verbindungsstellen des Bundes- 
ministers für Wirtschaft, z. B. bei der Deutschen Bundesbahn und 
Deutschen Bundespost und der Beschaffungsstelle des Bundes- 
ministers des Innern, einzurichten? 
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Da die anderen Bundesressorts, die Deutsche Bundesbahn und 
die Deutsche Bundespost über eine jahrzehntelange Vergabe- 
praxis verfügen, und der für mittelständische Firmen bedeut- 
same Beschaffungsbedarf über lange Jahre hinweg kontinuier- 
lich geblieben ist und vermutlich auch bleiben wird, ist die be- 
sondere Situation, wie sie sich bei der Bundeswehr darsteilt, 
für diese Bereiche nicht gegeben. Deshalb ist die Einrichtung 
von neuen Verbindungsstellen nach Ansicht der Bundesregie- 
rung nicht erforderlich, zumal die Deutsche Bundesbahn und die 
Deutsche Bundespost {§ 50 Bundesbahngesetz und § 31 Postver- 
waltungsgesetz) gesetzlich verpflichtet sind, bei der Vergabe 
von Lieferung und Leistungen Industrie, Handwerk und Handel 
angemessen zu berücksichtigen. 

Für den Bereich der Beschaffungsstelle des Bundesministers des 
Innern wird den Interessen auch der mittelständischen V/irt- 
schaft besonders dadurch Rechnung getragen, daß diese Stelle 
ständigen Kontakt mit den Landesauftragsstellen unterhält (Er- 
laß des Bundesministers des Innern über Zusammenarbeit mit 
den Auftragsberatungsstellen der Länder vom 28. Oktober 1957 
- VI B 2 - 64703/2 - 101 1/III/57). Die Landesauftragsstellen be- 
rücksichtigen bei ihren Firmenvorschlägen insbesondere die 
Belange der mittelständischen Gewerbetreibenden. 


II. Welche Möglichkeiten sieht die Bundesregierung aufgrund ihrer 
bisherigen Erfahrungen, durch sonstige Regelungen die mittel- 
ständischen Betriebe oder deren Zusammenschlüsse noch stärker 
als bisher am öffentlichen Auftragswesen zu beteiligen? 

Die Bundesregierung trägt durch Unterstützung der Gewerbe- 
förderung in Handwerk, Handel und Kleinindustrie, insbeson- 
dere auf dem Gebiete der Betriebsberatung, dazu bei, die Wett- 
bewerbsfähigkeit der mittleren und kleinen Betriebe zu stärken 
und ihnen somit u. a. auch eine bessere Beteiligung an öffent- 
lichen Aufträgen zu ermöglichen. Ferner ist sie der Auffassung, 
daß die zwischenbetriebliche Kooperation geeignet ist, die 
Chancen der kleineren Betriebe als Partner von öffentlichen 
Auftraggebern zu verbessern. 

Wesentlich erscheint es auch, daß die mittleren und kleinen 
Betriebe im Rahmen der Betriebsberatung über ihre Beteili- 
gungsmöglichkeiten bei der Vergabe öffentlicher Aufträge 
informiert werden. Die Bundesregierung wird bei der Förde- 
rung des Beratungswesens diese Informationsaufgaben beson- 
ders beachten. 

Die Bundesregierung glaubt nicht, durch sonstige Regelungen 
die mittelständischen Betriebe stärker als bisher an die öffent- 
lichen Aufträge heranführen zu können. 
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III. Sind nachteilige Auswirkungen auf die Mittelstandsförderung 
dadurch zu erwarten, daß die Kommission der EWG Richtlinien 
über die Beseitigung diskriminierender Maßnahmen und über 
die Angleichung der Rechtsvorschriften für die Vergabe von 
Lieferungen durch öffentliche Bedarfsträger ausarbeitet? Wie 
weit sind diese Arbeiten der EWG vorangekommen? Welchen 
Einfluß nimmt die Bundesregierung auf die Ausgestaltung dieser 
Richtlinien? 


Ob die Richtlinien über die Vergabe öffentlicher Lieferaufträge, 
welche die EWG-Kommission vorbereitet, nachteilige Auswir- 
kungen auf die Mittelstandsförderung haben werden, läßt sich 
noch nicht absehen, da der Inhalt der Richtlinien noch nicht fest- 
steht. Die Bundesregierung ist an den vorbereitenden Arbeiten 
durch ihre Vertreter im Rahmen einer Arbeitsgruppe beteiligt 
und bemüht sich auch sonst, die deutschen Vorstellungen der 
Kommission in der jeweils geeigneten Form nahezubringen. 


Trifft es zu, daß die Kommission beabsichtigt, eine Vorschrift 
zu erlassen, daß die „Bevorzugung bestimmter sozialer Schich- 
ten" bei der Vergabe von öffentlichen Aufträgen als eine Maß- 
nahme im Sinne des Artikels 33 Nr. 7 des EWG-Vertrages 
anzusehen ist, weil sie die gleiche Wirkung wie eine Kontin- 
gentierung habe und deshalb zu beseitigen sei? 

Ist zu befürchten, daß eine wie auch immer geartete nationale 
Sondervorschrift zur Förderung mittelständischer Gewerbe- 
treibender voraussichtlich als eine derartige Maßnahme im 
Sinne des Artikels 33 Nr. 7 des EWG-Vertrages angesehen 
wird, auch wenn sie sich nicht auf die Gewerbetreibenden eines 
einzelnen Landes der Gemeinschaft beschränkt? 

Die Kommission hat sich bisher noch nicht verbindlich dazu 
geäußert, ob die Regelungen über bevorzugte Bewerber im 
Rahmen öffentlicher Aufträge nach ihrer Ansicht als Maßnah- 
men mit gleicher Wirkung wie mengenmäßige Beschränkungen 
im Sinne des Artikels 33 Abs. 7 des EWG-Vertrages anzusehen 
sind und ob sie deshalb ihre Beseitigung im Rahmen der Richt- 
linie verlangen will. Die Auslegung des Artikels 33 Abs. 7 wirft 
schwierige rechtliche und wirtschaftliche Fragen auf, die noch 
weitgehend ungeklärt sind. Die Erörterung über die Zulässig- 
keit der Sonderregelung zur Förderung mittelständischer Ge- 
werbetreibender wird dadurch erleichtert, daß sie nicht auf in- 
ländische Gewerbetreibende beschränkt ist. 


Sofern die Bundesregierung die von uns gewünschte Erweite- 
rung der Mittelstandsregelung sowie deren Übernahme auf 
andere Ressorts bisher lediglich mit Rücksicht auf die in Vor- 
bereitung befindlichen EWG-Richtlinien zurückgestellt haben 
sollte, ist die Bundesregierung wenigstens bereit, diese Mittel- 
standsregelung bis zum Inkrafttreten einer späteren einheit- 
lichen EWG-Regelung einzuführen? 

Da die Bundesregierung eine Ausdehnung der Mittelstands- 
regelung auf andere Ressorts aus den oben erwähnten Gründen 
nicht für zweckdienlich hält, erübrigt sich eine Stellungnahme 
zu dieser Frage. 


In Vertretung 

Langer 
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